
Einordnung und Positionierung Stadtbusstädte Ahlen, Bad Oeynhausen, Bad 

Salzuflen, Bünde, Detmold, Greven, Gütersloh, Herford, Lemgo, Minden, Paderborn 

und Rheine zum Schreiben des NWL vom 6.3.2026  

Die nachfolgenden Ausführungen dienen der Einordnung des NWL-Schreibens sowie der 

Darstellung der Position der Stadtbusstädte. 

Bezug / Stand: 27.03.: Austausch der o.g. Stadtbusstädte 

Wesentliche Aussagen des NWL aus dem Informationsschreiben an die 

kreisangehörigen Städte mit eigenem Stadtbusbetrieb vom 6.3.2026 

Hintergrund ist die derzeitige Novellierung des ÖPNVG NRW. Der NWL argumentiert, dass 

der er im Zuge der Novellierung die SPNV-Aufgabenträgerschaft verlieren würde, eine 

Weiterleitung von Finanzmitteln, u.a. an die Westfalentarif GmbH und 

Mitgliedszweckverbände, nach dem Gesetzentwurf nicht mehr zulässig sei und er 

infolgedessen seiner gesetzlichen Hinwirkungspflicht so nicht mehr in bisheriger Form 

wahrnehmen könne.  

Durch den Verlust der SPNV-Aufgabenträgerschaft entfiele zudem seine Rolle in der 

Westfalentarif GmbH (WTG) sowie seine Stimmrechte in der WTG sowie den lokalen 

Tarifgesellschaften. Die Möglichkeit des NWL, auf die Tarifgestaltung hinzuwirken, würde 

somit entfallen. Der NWL kommt zu dem Schluss, dass eine 100%ige Übernahme der WTG 

erforderlich sei, um weiterhin auf die Tarifgestaltung einwirken zu können.  

Anders als in der WTG spielen die kreisangehörigen Kommunen im NWL bislang keine 

direkte Rolle. Der NWL stellt in dem Informationsschreiben jedoch in Aussicht, dass den 

Stadtbusstädten künftig die Mitgliedschaft beim NWL eingeräumt werden könnte. Hierzu wird 

folgendes stufenweises Vorgehen skizziert:  

1. Schritt: Die Stadtbusstadt erhält eine „Gastrolle“. Sie soll eng in die

Entscheidungsprozesse eingebunden werden, erhält jedoch noch kein Stimmrecht. 

2. Schritt: Der Stadt wird ab 2027 ein Stimmrecht in Aussicht gestellt. Dies würde jedoch

vorab eine Satzungsänderung einschließlich entsprechender Beschlussfassungen in den 

jeweiligen NWL-Gremien erfordern. 

Positionierung der o.g. Stadtbusstädte 

Die Novellierung des ÖPNG NRW beinhaltet im § 5 Abs. 1 eine folgende Formulierung: 

„Kreisangehörige Städte können Mitglied des Zweckverbands sein, sofern sie 

Aufgabenträger im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 sind.“ Daraus folgt, dass bereits zum 

Inkrafttreten des ÖPNVG NRW ein Rechtsanspruch der AT- Städte auf eine optionale 

Mitgliedschaft im NWL besteht, so dass eine entsprechende Satzungsanpassung des NWL 

bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des ÖPNVG NRW vorzunehmen ist. Eine 

Übergangsregelung mit der „Gastrolle“ der Stadtbusstädte und eine spätere 

Satzungsanpassung ist so im Gesetz nicht vorgesehen. 

Bedenken  

Der NWL sieht die Hinwirkungspflicht offenbar ausschließlich bei sich und nicht mehr bei den 

Mitgliedszweckverbänden. Zudem scheint der NWL diese Pflicht dahingehend auszulegen, 

VSR TOP 6 – Strukturreform WestfalenTarif Anlage 4



dass er beispielsweise beim Thema Tarif nicht nur hinwirkt, sondern diesen maßgeblich 

bestimmen möchte (beispielsweise bei der Tarifgestaltung eine maßgebliche Steuerungsrolle 

übernimmt). 

Aufgrund der fehlenden Ortsnähe bestehen Zweifel, dass der NWL in der Lage ist, inhaltliche 

Themen ausreichend praxisnah zu bearbeiten. Es wird befürchtet, dass regionale 

Besonderheiten, insbesondere im ländlichen Raum, künftig nicht mehr angemessen 

berücksichtigt werden. 

Darüber hinaus besteht die Sorge, dass der NWL mit einer 100%igen Beteiligung an der 

WTG zu weitreichende Entscheidungskompetenzen erhält. Kritisch gesehen werden 

insbesondere: 

• eine mögliche Zentralisierung von Entscheidungsbefugnissen,  

• der Wegfall bisheriger Entscheidungsmechanismen (z.B. Einstimmigkeit bzw. 

Vetorechte),  

• eine unzureichende Einbindung der Verkehrsunternehmen, 

• ausschließlich die Finanzierung der Aufgabe „Tariffestsetzung“ der WT aus der 

Landes-Verbundförderung sowie 

• eine alleinige Festlegung der Dienstleistungsentgelte für die übrigen Leistungen der 

WT, die nicht über die Landes-Verbundförderung finanziert werden. 

 

Positionen (Forderungen und Anforderungen): 

• Vertragliche Absicherung: 

o Eine einseitige Kündigungsmöglichkeit durch den NWL ist auszuschließen - 

unabhängig davon, ob in Verträgen geregelt oder über die Gesellschafterstruktur  

o Anpassung der Satzung des NWL hinsichtlich der Möglichkeit zur Aufnahme der 

Stadtbusstädte in die gesetzliche optionale Mitgliedschaft beim NWL vor der 

Übertragung der Anteile an der WT 

o Die Verträge zwischen der WT und den erlösverantwortlichen Partnern sind so 

auszugestalten, dass die Entscheidungen der erlösverantwortlichen Partner in 

Bezug auf die Tarifgestaltung sowie die Einnahmenaufteilung in geeigneten 

Gremien auf der Ebene der WT, bzw. des NWL mindestens dem im Status quo 

entsprechenden Einfluss entsprechen werden. Die Rechte der 

erlösverantwortlichen Partner dürfen durch die Umstrukturierung nicht 

eingeschränkt werden. 

• Kosten: 

o Verbindliche Aussagen zur Kostenentwicklung sind erforderlich; bislang liegen 

lediglich unverbindliche Einschätzungen des NWL vor.  

o Eine signifikante Erhöhung der Kosten – auch zukünftig – ist auszuschließen 

o Sollte die Westfalen Tarif GmbH künftig Entgelte für Ihre Dienstleistungen (z.B. 

Einnahmenaufteilung) von den erlösverantwortlichen Partnern erheben, müssen 

die Mechanismen der Abrechnung der WT mit den erlösverantwortlichen Partnern 

bereits im Vorfeld der Übertragung der Anteile in den Gremien der WT verbindlich 

festgelegt und beschlossen werden. Gleichzeitig müsste verhindert werden, dass 

der NWL diese Festlegungen künftig einseitig ändern oder kündigen kann. 

Alternativ müsste sichergestellt werden, dass die erlösverantwortlichen Partner 

auch nach der Übertragung der Anteile an den NWL weiterhin einen Einfluss auf 



diese Preisgestaltung nehmen können, um eine einseitige Preisgestaltung durch 

den NWL auszuschließen. 

o Aktuell werden alle Dienstleistungen der WT im Finanzierungsbeitrag des NWL aus 

der Verbundpauschale finanziert. Dies ist auch in dem künftigen Modell im 

größtmöglichen Umfang durch den NWL sicherzustellen, um eine Verlagerung der 

Finanzierungsverantwortung der WT auf die restlichen erlösverantwortlichen 

Partner zu minimieren. 

o Der künftige Finanzierungsbeitrag der erlösverantwortlichen Partner an der WT, 

TG‘s und dem Mitgliedsbeitrag beim NWL darf in Summe nicht höher ausfallen als 

im Status quo, gleichzeitig darf es zu keiner Einschränkung der Rechte der 

erlösverantwortlichen Partner hinsichtlich der Gestaltung des Tarifs und der 

Einnahmenaufteilung kommen 

o Da Schiene.NRW nach Aussagen des NWL nicht Gesellschafter der TG‘s werden 

soll, ist es erforderlich auf der Ebene der TG‘s auch entsprechende 

Kooperationsverträge auszuarbeiten, die eine finanzielle Beteiligung von 

Schiene.NRW an den Dienstleistungen der TG (insbesondere 

Einnahmenaufteilung) sicherstellen. Diese liegen aktuell nicht vor und müssten 

noch in den Gremien der TG‘s diskutiert und beschlossen werden. 

• Zeitplan 

o Die Einhaltung des Zeitplanes mit der Übertragung der Anteile an der WT mit 

Wirkung zum 01.01.2027 wird insbesondere hinsichtlich der erforderlichen 

kommunalen Beteiligungsprozesse und Gremienläufe als äußerst kritisch gesehen. 

Auch hinsichtlich der Übertragung der SPNV- Aufgabenträgerschaft müssen 

Regelungen getroffen werden, die erst nach dem 01.01.2027 zustande kommen 

werden. Sollte der NWL weiterhin auf eine Übertragung der Anteile an der WT zum 

01.01.2027 bestehen, wird eine Kostenübernahmeerklärung des NWL gegenüber 

den Gesellschaftern der WT und der TG’s erwartet, dass der NWL für seine 

bisherigen Kostenanteile des SPNV in der WT und den TG’s solange aufkommen 

wird, bis Schiene.NRW in die entsprechenden Verträge eintritt. 

• Entscheidungsstrukturen: 

o Die Entscheidungsstrukturen sind überschaubar, effizient und praktikabel 

auszugestalten sein. 

o Die Effizienz der vom NWL skizzierten mehrstufigen Gremienprozesse 

(Arbeitskreise -> Unternehmensbeirat -> Verbundbeirat -> 

Verbandsversammlung) ist kritisch zu prüfen. 

• Tarifbestimmung  

o Die Sicht der Verkehrsunternehmen ist maßgeblich zu berücksichtigen. 

o Ein zu starker politischen Einfluss auf tarifliche Entscheidungen ist zu vermeiden.  

o [politische] Entscheidungen müssen einen klaren Bezug zur lokalen Ebene 

behalten. 

• Einflussmöglichkeiten der Stadtbusstädte  

o Die Einflussmöglichkeiten der Stadtbusstädte auf die Aufgaben der WT und 

deren Kosten sind dauerhaft sicherzustellen.  

o Das bisherige Einstimmigkeitsprinzip in der WT gewährleistet Entscheidungen im 

Konsens und darf nicht ersatzlos entfallen.  

• Dies muss auch im Fall eines 100%-Modells verbindlich und dauerhaft sichergestellt 

bleiben.  



• Praxis und Ortsnähe: 

o Die Nähe zu den konkreten Rahmenbedingungen vor Ort muss gewährleistet 

bleiben. 

o Ein Verlust an Praxisnähe sowie das Zurücktreten lokaler Belange sind zu 

vermeiden. 

o Operative Fragestellungen müssen weiterhin angemessen berücksichtigt 

werden. 

 

Daraus ergeben sich die folgenden Fragestellungen: 

• Hinwirkungspflicht: 

o Wie ist die Hinwirkungspflicht konkret definiert und abgegrenzt?  

o Welche Zuständigkeiten ergeben sich daraus für die beteiligten Akteure?  

• Struktur und Einfluss: 

o Ist die vorgesehene Strukturänderung rechtlich zwingend notwendig? 

o Wie werden kommunale und verkehrsunternehmerische Interessen künftig 

wirksam eingebunden? 

o Welche konkreten Mitbestimmungsrechte erhalten die Stadtbusstädte, 

insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Verbandssatzung des NWL?  

o Wie kann eine Organisationsform ausgestaltet werden, die die Interessen der 

Stadtbusstädte und der Verkehrsunternehmen angemessen und dauerhaft 

berücksichtigt? 

o Sind die vom NWL vorgeschlagenen Entscheidungsstrukturen in der Praxis 

tragfähig? 

• Finanzen: 

o Welche konkreten finanziellen Auswirkungen ergeben sich?  

o Entstehen Vorteile oder zusätzliche Belastungen?  

o Wie werden mögliche Mehrbelastungen verlässlich abgesichert? 

• Mitgliedschaft beim NWL: 

o Welche konkreten Vor- und Nachteile sind mit einer Mitgliedschaft verbunden? 

o Ist eine Mitgliedschaft aus Sicht der Stadtbusstädte erforderlich und sinnvoll? 

 

 

Fazit 

Aufgrund der weiterhin bestehenden offenen Fragen und Unsicherheiten kann der dem 

Schreiben vom 6.3.26 beigefügte Letter of Intent aus Sicht der o.g. Stadtbusstädte zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht unterzeichnet werden.  

Gleichzeitig wird die Bereitschaft zu einem konstruktiven Dialog mit dem NWL ausdrücklich 

bekräftigt. Ein solcher Dialog wird als notwendig erachtet, um die offenen Punkte zu klären 

und tragfähige Lösungen zu entwickeln. 

Es wird angeregt, dass der NWL zu den genannten Fragestellungen und Anforderungen 

konkret Stellung bezieht. Darüber hinaus erscheint es hilfreich, wenn der NWL für die 

Stadtbusstädte eine einer Art „SWAT“-Papier erstellt, in dem einzelne Punkte systematisch 

beantwortet sowie die Vor- und Nachteile einer NWL-Mitgliedschaft und des 100%-Modells für 

die Stadtbusstädte transparent darstellt. 


